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Das gilt insbesondere auch für die zunehmenden 
Aufgaben bei der Abwehr von Gefahren. Hierfür 
werden vor allem jüngere, körperlich besonders 
tüchtige Kolleginnen und Kollegen herangezogen. 
Wenn man die Besoldungsstruktur im Justizwacht-
meisterdienst … 

(Fortgesetzt Unruhe von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Pscht! 

Thomas Kutschaty, Justizminister: Wenn wir hier 
im Saal Justizwachtmeister hätten, würden die für 
Ordnung und Ruhe sorgen. Das machen die bei 
Gericht auch.  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD, von den 
GRÜNEN und von der LINKEN) 

Insofern sehen Sie die wichtige Bedeutung und 
Funktion von Justizwachtmeistern. Diese wollen wir 
angemessen besolden.  

Im Vergleich dazu liegt in der Besoldungsstruktur 
beispielsweise von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Justizvollzugsdienstes die Eingangsamtssi-
tuation bei A7 und die des Spitzenamtes seit 2009 
bei A11. Insoweit ist bei teilweise identischen Auf-
gaben eine Anhebung im Justizwachtmeisterdienst 
geradezu ein notwendiger, zwingender Schritt. 

Wir wollen die Möglichkeit schaffen, dass Leiterin-
nen und Leiter großer Justizeinrichtungen, größerer 
Gerichte die Möglichkeit haben, die Besoldungsstu-
fe A7 zu erreichen. Dabei handelt es sich häufig um 
Leiter von Wachtmeistereien mit 30, 40, 50, 60 Be-
schäftigten. Ich glaube, die Verantwortung ist heute 
viel zu groß, als dass wir es noch irgendwie recht-
fertigen könnten, dies mit der Besoldungsgruppe A6 
zu bezahlen. Insofern ist es zwingend notwendig, 
auch hier eine Verbesserung vorzunehmen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusam-
menfassend festhalten: Die Besoldung im Justiz-
wachtmeisterdienst ist nicht mehr amtsangemes-
sen. Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir Ihnen 
zunächst Vorschläge für Verbesserungen im Ein-
gangs- und im Spitzenamt unterbreiten.  

Diese Gesetzesinitiative greift der anstehenden 
Dienstrechtsreform nicht vor. Die Fürsorge für die 
Beamtinnen und Beamten dieser Laufbahn erfordert 
es aber schon jetzt, die angesprochenen Maßnah-
men umzusetzen. Die seit Langem erforderlichen 
Besoldungsverbesserungen im einfachen Dienst 
werden damit in einem ersten Schritt verwirklicht.  

Mir ist bewusst, dass mit dem Gesetzentwurf nur 
eine geringfügige Verbesserung für den Wachtmeis-
terdienst erreicht werden kann. Deshalb werden wir 
die Besoldung im Justizwachtmeisterdienst auch im 
Rahmen der Dienstrechtsreform auf den Prüfstand 
stellen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluss anmerken, dass der Justizwachtmeister-
dienst eine wichtige Berufsgruppe in der Justiz ver-
körpert. Die Angehörigen dieser Laufbahn stehen 
für die Sicherheit und Ordnung in den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften unseres Landes, ja, sie sind 
die Visitenkarte der Justiz. Sie sind die Ersten, mit 
denen die Bürgerinnen und Bürger beim Eintritt in 
das Gebäude in Kontakt treten. Es muss uns daher 
allen ein Anliegen sein, hier für eine gerechte Be-
soldung dieser Berufsgruppe einzutreten. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und 
von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ich danke dem 
Minister für die Einbringung. – Eine weitere Bera-
tung ist heute nicht vorgesehen, sodass wir am 
Schluss der Beratung sind. 

Wir können zur Abstimmung über die Empfehlung 
des Ältestenrates kommen, den Gesetzentwurf 
Drucksache 15/1268 an den Rechtsausschuss – 
federführend – sowie an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss zu überweisen. Darf ich die Zu-
stimmung der Fraktionen feststellen? – Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Dann ist diese Über-
weisungsempfehlung einstimmig angenommen.  

Zum Tagesordnungspunkt 

7 Gesetz zur Gleichstellung der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft mit der Ehe im Besol-
dungs- und Versorgungsrecht 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/1269 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung. – Zur Vorstellung und Be-
gründung des Gesetzentwurfs erteile ich für die 
Landesregierung nun dem Finanzminister Herrn Dr. 
Walter-Borjans das Wort. Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit dem 
Gesetzentwurf zur Gleichstellung der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft mit der Ehe – und zwar im Be-
soldungs- und Versorgungsrecht – setzt die Lan-
desregierung einen wichtigen Punkt des Koalitions-
vertrages um.  

(Zuruf von Armin Laschet [CDU]) 

Es geht darum, die für Eheleute geltenden Rege-
lungen im Besoldungs- und Versorgungsrecht ana-
log auf die eingetragenen Lebenspartnerschaften 
anzuwenden. Das betrifft vor allem den Familienzu-
schlag und die Hinterbliebenenversorgung. Die Re-
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gelung soll rückwirkend zum 3. Dezember 2003 
wirksam werden.  

Das hat auch Gründe. Zum einen hat es im Oktober 
2010 eine Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts gegeben, wonach eingetragene Lebenspart-
nerschaften mit der Ehe vergleichbar sind. Unter 
anderem steht den eingetragenen Lebenspartner-
schaften seit dieser Entscheidung auch der soge-
nannte Ehegatten- oder Familienzuschlag zu.  

Das hatte dazu geführt, dass bereits vom 3. De-
zember 2003 an auch die Auslandszuschläge zu 
zahlen waren, die Familienzuschläge am 1. Juli 
2009. Es gab noch eine zweite Entscheidung aus 
dem Jahr 2000, und zwar die EU-Gleichbe-
handlungsrahmenrichtlinie, die wiederum auch am 
3. Dezember 2003 in nationales Recht hätte umge-
setzt sein müssen, sodass sich dieser 3. Dezember 
2003 als Frist dafür anbot, all die anderen Leistun-
gen rückwirkend zu vereinheitlichen.  

Wir wollen eine echte und umfassende Gleichstel-
lung, die diesen Namen verdient. Deswegen soll es 
auch keinen Wirrwarr von unterschiedlichen Ein-
trittszeitpunkten der einzelnen Gleichstellungsrege-
lungen geben, sondern diesen zentralen Termin des 
3. Dezember 2003. 

Im Haushaltsjahr 2011 wird das Gesetz Ausgaben 
von etwa 10,3 Millionen € hervorrufen. Das liegt da-
ran, dass 8,3 Millionen € für die rückwirkende Zah-
lung in Ansatz zu bringen sind und etwa 2 Millio-
nen € für die Zahlungen für das Jahr 2011.  

Alle angehörten Gewerkschaften und Verbände ha-
ben dem Ziel des Gesetzentwurfs zugestimmt. Die 
kommunalen Spitzenverbände haben angesichts 
der Situation der kommunalen Haushalte einige Be-
denken gegen die Rückwirkung vorgebracht, was 
man hier erwähnen muss. In Anbetracht der ge-
schätzten finanziellen Auswirkungen für den gesam-
ten Rückwirkungsbetrag für alle Kommunen in einer 
Größenordnung von 2,1 Millionen € halten wir die 
Belastungen aber für hinnehmbar. 

Dieser Gesetzentwurf ist ein wichtiges Signal, um 
gleichberechtigtes Zusammenleben in unserem 
Land zu erreichen. Bundesweit wird NRW mit dem 
Termin 2003 ein Land sein, das diese Regelung 
weit rückwirkend einführt – in Hamburg ist es sogar 
schon der 1. August 2001, in Berlin und Sachsen-
Anhalt ebenfalls der 3. Dezember 2003 und in Bre-
men auch 2001. In den übrigen Bundesländern liegt 
der Termin eher etwas später. 

Ich bitte um Überweisung federführend in den 
Haushalts- und Finanzausschuss und mitberatend 
in den Ausschuss für Frauen, Gleichstellung und 
Emanzipation. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Eine weitere Beratung ist heute 

nicht vorgesehen, sodass wir am Schluss der Bera-
tung sind und zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung kommen können.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 15/1269 an den Haus-
halts- und Finanzausschuss – federführend – so-
wie an den Ausschuss für Frauen, Gleichstellung 
und Emanzipation. Gibt es hierzu Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Dann stelle ich auch hier 
die einstimmige Zustimmung des Hauses und aller 
Fraktionen zu dieser Überweisungsempfehlung fest. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu:  

8 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 6 
gemäß § 79 Abs. 2 GeschO 
Drucksache 15/1326 

Die Übersicht 6 enthält insgesamt zehn Anträge, die 
vom Plenum nach § 79 Abs. 2 Buchstabe c an die 
Ausschüsse zur abschließenden Erledigung über-
wiesen wurden, sowie einen Entschließungsantrag 
und einen Änderungsantrag. Das Abstimmungsver-
halten der Fraktionen geht aus der Übersicht hervor.  

Ich lasse nun über die Bestätigung des Abstim-
mungsverhaltens der Fraktionen in den Ausschüs-
sen entsprechend dieser Übersicht 6 abstimmen. 
Wer dieses Abstimmungsverhalten bestätigen 
möchte, den darf ich jetzt um das Handzeichen bit-
ten. – Das sind die Abgeordneten der Fraktion der 
SPD, der Fraktion der CDU, der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, der Fraktion der FDP und der Frak-
tion Die Linke. – Damit sind die in der Drucksache 
15/1326 enthaltenen Abstimmungsergebnisse der 
Ausschüsse bestätigt. 

Meine Damen und Herren, wir sind dann bei Ta-
gesordnungspunkt  

9 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 15/9 

Ich frage, ob hierzu das Wort gewünscht wird. – 
Nein. Ist jemand mit den Beschlüssen nicht einver-
standen? – Auch das ist nicht der Fall.  

Dann stelle ich gemäß § 91 Abs. 8 unserer Ge-
schäftsordnung fest, dass die Beschlüsse zu Peti-
tionen in der Übersicht 15/9 damit bestätigt sind.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, damit sind wir am Ende unserer heutigen 
Sitzung.  

Ich berufe das Plenum für morgen, den 24. Februar 
2011, 10 Uhr, wieder ein und wünsche Ihnen einen 
angenehmen Abend.  
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